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riluge M Ur . 221 - er Rrrrlsricher Zeitung .
Dienstag. 1Ä. Mai L8S6 .

Wadischer Landtag .
18. öffentliche Sitzung der Ersten Kammer

am Freitag den 8 . Mai 1896

unter dem Vorsitze des Durchlauchtigsten Präsidenten , Seiner

Großh . Hoheit des Prinzen Wilhelm von Baden .
Am Regieruugstisch : die Präsidenten der Großh . Mini¬

sterien des Innern , Geh . Rath Eiseulohr , und der Finanzen ,
Staatsrath vr . Buchellderger , Ministerialdirektor Seubert ,
die Ministerialräthe Schoch und Göller .

Der Durchlauchtigste Präsident eröffnet die Sitzung kurz
nach 9 Uhr und ertheilt das Wort an Frhrn . v . Göler ,
welcher an Stelle des verhinderten Kommcrzienrath Scipio
Bericht erstattet über das Budget der Großh . Oberrechnungs¬
kammer für die Jahre 1896 und 1897 (Ziffer 2 g.. der Tages¬
ordnung ) . Redner hat dem gedruckten Kommissionsbericht nichts
hinzuzufügen und benantragt : Hohe Erste Kammer wolle

1 . die einzelnen Absätze des Spezialbudgets für 1896/97
der Großh . Oberrcchnungskammer in Ausgabe und in

Einnahme unverändert genehmigen ;
2. Großh . Finanzministerium für die Berechnung des

Ruhegehaltes der Zeichner Schupp und Nothweiler In¬
demnität ertheilen .

Dieser Antrag wird ohne Diskussion angenommen .
Zu Ziffer 2 b . und 2 o. * der Tagesordnung , das Budget

des Großh . Ministeriums der Finanzen für 1896 und 1897
nebst Nachtrag , berichtet namens der Budgetkommission Geh .
Kommcrzienrath DiffkNv , welcher sich im allgemeinen und bezüglich
des Antrags gleichfalls tauf den vorliegenden Druckbericht be¬

zieht . Der Gesammtetat zeige im großen und ganzen ein er¬

freuliches Bild . Wenn es gelungen sei , ein Gleichgewicht zwischen
Ausgaben und Einnahmen annähernd herzustellen , so habe ge¬
rade das Budget des Finanzministeriums , das die wichtigsten
Einnahmeposten enthalte , dazu erheblich beigetragen . Das be¬
merkbare Anwachsen der Einnahmen sei um so mehr zu be¬

grüßen , als dadurch nicht nur dem Staatshaushalt verstärkte
Mittel zur Erfüllung seiner Zwecke zu Gebote stehen, sondern
weil darin allgemein sich der wirtschaftliche Aufschwung zeige,
den Deutschland seit Ende des Jahres 1894 wieder genommen
habe und dessen Wirkungen z . B . in der blühenden Fortentwick¬
lung der Industrie , in der regen Bauthätigkeit , in den glän¬
zenden Einnahmen der Eisenbahnvcrwaltungen u . s. w . zu
Tage treten .

Der von Periode zu Periode steigende Aufwand lege nun
den Gedanken nahe , ob nicht auch die Einnahmen auf einer

aufstcigenden Linie gehalten werden könnten , und es sei alS
Mittel , dies zu erreichen , an die Konvertirung der Staats -

anlehcn gedacht worden . Der Finanzverwaltung fernstehende
Kreise stehen diesem Gedanken sehr sympathisch gegenüber , das

Finanzministerium aber könne sich für denselben nicht erwärmen .
Und die Budgetkommission stelle sich gleichfalls auf den Stand¬

punkt des Ministeriums . Man müsse vor allem dem großen
Kreis der Steuerzahler Rücksicht tragen , die Inhaber von

Staatspapicrcn sind und in deren Einkommensverhältniffe durch
eine Konversion empfindlich eingegriffen würde ; sodann sei zu
bedenken, daß die Stiftungen , deren Vermögen großentheils in

Staatspapicrcn angelegt sein müsse, in mißliche Lage gerathen
würden , und als weiterer wichtigster Grund komme der hinzu ,
daß man durchaus nicht mit einem andauernden Sinken des

Zinsfußes rechnen dürfe . Ein Mißlingen einer Konversion in
Baden sei zwar fast ausgeschlossen , da der Kredit des Staates

zu tief wurzle und die badischen Staalspapicre sich einer all¬

gemeinen Beliebtheit erfreuen . Die Kommission habe aber trotz¬
dem mit dem Finanzministerium den Zeitpunkt einer Konver¬

tirung der Staatsanlehen jetzt noch nicht für gekommen er¬

achtet .
Redner bringt sodann zur Sprache , daß die Stiftungen

durch die Vornahme der Verkochungen geschädigt werden , indem

sie an Stelle der ausgekochten Papiere mit Kostenaufwand beim

Bankier andere Papiere kaufen müssen . Die Großh . Regierung
sei vielleicht in der Lage, in irgend einer Weise die Stiftungen
vor diesen Verlusten zu bewahren .

Geh . Hofrath vr . Meyer ist der Ueberzeugung , daß man

mit der Zeit an die Konvertirung der Staatsanlehen Heran¬

gehen müsse , weil wir uns in einer Periode des sinkenden

Zinsfußes befinden . Anfang dieses Jahrhunderts sei der Zins¬

fuß noch niedriger gewesen als jetzt ; er sei seit den 30r Jahren

fortdauernd gestiegen, als die Staaten mit dem Eiscnbahnbau

begannen und als in Folge der Gründung des Zollvereins
die Industrie einen lebhaften Aufschwung nahm und gleichfalls
viel Kapital brauchte . Nachdem diese Periode des wirthschaft -

lichrn Aufschwungs vorüber war , sank auch der Zinsfuß wie¬

der und die Wahrscheinlichkeit sprach dafür , daß er demnächst

nicht steigen werde . Redner ist deßhalb gleichfalls der An¬

sicht , daß man eine Konversion nicht beschleunigen dürfe ; auch
könne Baden auf diesem Wege nicht allein Vorgehen . Der

Reichskanzler habe kürzlich im Reichstage anläßlich einer De¬

batte über diese Frage erklärt , daß er sich von weiteren Ent¬

schließungen in dieser Sache mit den Einzclstaaten verständigen
werde . Redner glaubt , daß man vom 4proz . Typus zunächst

zum 3 ' /zproz . und nicht gleich zum 3proz . übergehen und

jede Uebereilung vermeiden sollte . Vom rein finanziellen

Standpunkt aus werde die Konversion sehr vortheilhaft er¬

scheinen cs dürfe dabei aber der volkswirthschaftliche Stand¬

punkt nicht außer Betracht gelassen werden .

Frhr . v . Göler steht auf dem Standpunkt der Herren Vor¬

redner und hält auch den richtigen Moment zur Vornahme
einer Konversion noch nicht für gekommen , glaubt auch , daß
Baden nur Hand in Hand mit den andern Staaten in dieser

Frage Vorgehen könne. Redner theilt aber ebenso die Ansicht ,
die der Herr Finanzminister im andern Hohen Haus ausge¬

sprochen hat , daß nämlich Baden hier hinter andern Staaten

auch nicht Zurückbleiben dürfe . Bei der Wichtigkeit der Frage
wäre cs erwünscht gewesen, daß die Zweite Kammer der Re¬

gierung eine gewisse Vollmacht gegeben hätte , die Konversion
einzuleiten , wenn die Verhältnisse dies möglich und nöthig
machen . ,

Die Frage der Konvertirung könnte nach Redners Ansicht
durch die Frage der Auslösung etwas erleichtert werden , da

zwichen beiden ein innerer Zusammenhang besteht und bei

ersterer der Staat einen Gewinn , der Inhaber deS Staats¬

papiers einen Verlust erleidet , während bei der Auslösung
das Umgekehrte cintritt .

Redner möchte beim vorliegenden Budget nur zwei Zahlen
hervorhebeu , die charakteristisch sind für die Finanzlage und

für die Methode , in welcher der Voranschlag im Gegensatz zu
früher festgestellt wurde . Es sind diesmal die Einnahmen
hoch und die Ausgaben niedrig angegeben ; dieses Verfahren
sei offen und ehrlich und zeige ein großes Vertrauen zur
Volksvertretung . Die genannten zwei Zahlen betreffen die

Einnahmen aus Holz und die Ausgaben für Holzabfuhrwege .
Der Holzerlös sei um 14 Proz . erhöht . Das Finanzministe¬
rium werde diese Erhöhung wohl auf Grund eingehender
fachmännischer Gutachten vorgenommen haben . Der Hauptsache
nach aber beruhe sie auf unvorhergesehenen Einnahmen (Schnee¬
druck, Windfall , Raupenfraß :c .) , und das ist dem Redner nicht
recht verständlich . — Die Kosten für Holzabfuhrwege seien
bisher immer im ordentlichen Etat angefordcrt worden , wäh¬
rend sie jetzt im außerordentlichen für den Domänengrundstock
angesetzt sind .

Redner schließt mit dem Ausdruck der Freude über den

günstigen Abschluß des Budgets .
Staatsrath vr . Buchellderger spricht zunächst namens des

Ministeriums der Budgetkommifsion den verbindlichsten Dank
für die wohlwollende Beurtheilung der Budgetvorschläge aus
und geht sodann auf die von den Herrn Vorrednern behandelte
Konvertirungsfrage ein , dabei auf seine Erklärungen im
andern Hause verweisend , die auch heute noch zutreffend seien ;
d . h . die Großh . Regierung habe keinen Anlaß , in dieser
Frage die Initiative zu ergreifen , wohl aber werde , wenn
in Preußen oder einem andern größer » deutschen Staat das
Rad der Konvertirung in 's Rollen komme , dann auch die

badische Regierung ihrerseits Vorgehen müssen . Ein selb¬
ständiges Vorgehen Badens wäre nur dann in Frage ge¬
kommen, wenn zu einer Steuercrhöhung hätte geschritten
werden müssen ; glücklicherweise sei dieser Kelch am Landtage
diesmal vorübergegangen und es sei zu hoffen , daß er ihm
auch auf dem nächsten Landtage nicht kredenzt zu werden

brauche . Nicht unbetont möchte Redner lassen , daß als be¬
sonders konversionsreif die vierprozentigen Gulden¬
obligationen sich darstellen , die seit längerer Zeit einen
niedrigeren Kurs als die 3s/,prozc » tigm Schuldtitel notiren ,
und daß auch das Publikum die betreffenden Papiere als
konversionsreif ansehe, gehe daraus hervor , daß andauernd der

Umtausch dieser vierprozentigen Gulden - gegen 3l/,prozentige
Obligationen unter Erlegung eines der Verschiedenheit des
Kursstandes entsprechenden Aufgeldes der Eiscnbahn - Schulden -

tilgungskasse angeboten werde.
Auf die von Geh . Kommcrzienrath Diffenö angeregte Frage ,

ob nicht Stiftungen und ähnlichen Korporationen
gegenüber zugelassen werden könne , daß sie für die in ihrem
Besitz befindlichen ausgeloosten Papiere direkt — - mit Um¬
gehung der Bankiers — bei der Eisenbahn - Schuldentilgungs¬
kasse andere Schuldtitel erwerben können , möchte Redner nicht
ohne weiteres eine zusagende Antwort in Aussicht stellen , sagt
aber eine Prüfung der Angelegenheit zu . — Der im Publi¬
kum vorhandenen Abneigung gegen Papiere , die einer regel¬
mäßigen Verloosung unterliegen , sei bei den letzten Anlehens -

bcgebungen durch zeitliche Hinausrückung des Beginns der
Verloosung um zehn Jahre einige Rechnung getragen worden ;
man könne vielleicht in dieser Richtung noch etwas weiter
gehen ; dagegen möchte Redner die Ausgabe von Schuldpapieren ,
bei denen ein Tilgungszwang grundsätzlich und dauernd
ausgeschlossen sei, nicht befürworten .

Die Veranschlagung der Einnahmen aus Holz
anlangend , erläutert Redner die Gründe , die zur Einstellung
einer Mehreinnahmc von 700 000 M . geführt haben , und zwar
dahin , daß sich dieselbe einmal durch den Ansatz eines höheren
wohlbegründeten Durchschnittspreises für das in der
neuen Budgetperiode zur Vcrwerthung gelangende Holz erkläre ,
sodann auch dadurch , daß die in den Hiebsvoranschlägen nicht
vorgesehenen außerordentlichen Nutzungen mit 12 Proz .,
statt wie früher mit 6 Proz . eingestellt seien . Diese Er¬

höhung des Prozentsatzes sei innerlich gerechtfertigt , weil man
in den letzten Jahren mit den Durch so rstungs - und Ver¬

jüngungshieben da und dort etwas im Rückstand geblieben
sei ; die Nachholung dieser Hiebe in den folgenden Jahren
empfehle sich auch aus waldwirthschaftlichen Gründen . Redner

verweist dabei darauf , daß im Jahr 1895 der Etat der Do¬

mänenverwaltung gegenüber dem Etat mit einem Einnahme -

Plus zwischen 600 000 und 700 000 M . abgeschlossen hat .
Die Ucbcrnahme der Kosten der Erstellung neuer Wal d-

wege auf den Domänengrundstock sei nicht sowohl im
Interesse der Entlastung des ordentlichen Etats als deßhalb
erfolgt , weil man sich auch hier von den Regel » einer von
klaren und einfachen Bcranschlagungsgrundsätzen geleiteten
Budgetaufstelluug habe leiten lassen ; jede Waldwegherstellung ,
die neue Waldwege auffchließe , die Holzabfuhr erst ermögliche
oder erleichtere, also die Waldrente steigere, stelle sich als eine

Meliorationsmaßregcl dar und der bezügliche Aufwand ,
dem entsprechend der Werth des WaldbcsitzeS wachse , falle
deßhalb mit Recht dem Domäncngrundstock zur Last .

Der Berichterstatter will hier schon bemerken , daß die
> Budgetkommission die Einstellung des hohen Betrages aus

Holzerlös nicht beanstandete , und zwar aus dem Grunde ,
weil wir uns gegenwärtig in einer Aufwärtsbcwegung befinde »,
welche eine Steigerung der Waarenpreisc zur Folge haben
muß . Die Acnderung der seitherigen Praxis in der An¬
forderung der Summe für Holzabfuhrwege habe anfangs etwas
überrascht ; mau müsse aber zugcben , daß das neue ^ Shstem
das klarere und prinzipiell richtige fei .

Die Gcneraldiskussion ist damit geschlossen .
Der Durchlauchtigste Präsident bringt die einzelnen Titel

der Reihenfolge nach zum Aufruf . Anlaß zu Erörterungen
geben :

Titel III , Hochbauwesen , tz 6 , Aufwand auf Centralstaats »
gebäude .

Der Berichterstatter nimmt Bezug auf den gedruckten
Kommissionsbericht und bittet bei der Wichtigkeit der Frage
die Regierung , nach der Erklärung , die der Herr Finanz¬
minister in der Zweiten Kammer zu diesem Punkt abgegeben
habe , diesem Gegenstand fortdauernde Aufmerksamkeit zu
schenken.

Titel IV , Domänenvcrwaltung , IV . Besonderer Verwaltungs¬
aufwand , Z 15 .

Frhr . v . Gölcr drückt seine Befriedigung darüber aus , daß
die Großh . Regierung nach dem Vorgang anderer Staaten
zur besseren theoretischen und praktischen Ausbildung des
Forstfchutzpersonals jährliche Lehrkurse für je 20 Forstwarte
einführe . Es frage sich nur , ob die Anstalten Augustenburg
und Hochburg , wo diese Kurse abgehaltcn werden , mit den
nöthigen forstlichen Lehrmitteln ausgestattet seien ; auch die
forstliche Anstalt der hiesigen Hochschule sei nicht sehr glänzend
ausgestattet , so daß für diese Zwecke später wahrscheinlich noch
Mittel angefordert werden müssen. Jedenfalls sei aus der
Neueinrichtung zu hoffen, daß die Bezirksforsteien , deren Vor¬
stände in letzter Zeit vielfach mit Bureauarbciten überlastet
seien , denen aber für ihre Thätigkeit volle Anerkennung
gebühre , eine wesentliche Unterstützung bekommen.

Geh . Hofrath Ilr . Ellgler schließt sich der Anerkennung
des Herrn Vorredners für die badischen Focstbeamtcn an und
bringt dies in Zusammenhang mit den Erfolgen des hiesigen
Forststudiums , welches zwar noch weiterer Vervollkommnung
bedürfe , aber doch schon jetzt genügende Gelegenheit für gründ «
liche Ausbildung gewähre . Dazu komme ja noch die Möglich «
keit , daß unsere jungen Forstleute auch an auswärtigen forst «
lichen Lehranstalten stndircn können.

Hierauf gibt Redner eine Erklärung ab über eine öffent¬
liche Diskussion , welche sich au die letzten Verhandlungen der
Ersten Kammer anschloß .

In der Sitzung des Hohen Hauses vom 28 . April 1894
habe er sich erlaubt , auf die Einwendungen zu antworten ,
welche auf der Versammlung des Badischen Forstvereins zu
Ueberlingen gegen das forstliche Studium an der Technischen
Hochschule zu Karlsruhe von einzelnen Mitgliedern jenes
Vereins gerichtet worden sind . Seine damaligen Ausführungen
seien zum Gegenstand von Erörterungen theils sachlicher , theils
persönlicher Natur in der Presse und namentlich auch in der
Versammlung des Forstvereins zu Heidelberg im September
1894 gemacht worden . Insoweit dieselben sachlicher Art
waren , haben sie ihre Erwiderung bereits gefunden und es
erübrige nur , sein scharf angegriffenes persönliches Vorgehen
zu rechtfertigen , was kurz und einfach durch Berufungen auf
die Aeußerungen von zwei Seiten geschehen solle, deren Un¬
parteilichkeit wohl kaum von Jemanden in Zweifel gezogen
werden dürste . Der Brästdent des Finanzministeriums , Herr
Staatsrath Buchcnberger , äußerte nach Redners damaligen
Auseinandersetzungen über das forstliche Studium und Examen
nach dem amtlichen Bericht über die Verhandlungen der Ersten
Kammer : » In eine sachliche Würdigung der Angelegenheit
seinerseits einzutreten , müsse er sich zu seinem Bedauern ver -
sagen , zumal in dieser Frage des Bildungs - und Prüfungs¬
wesens der Forstbeamten des Ministeriums des Innern als
oberste Forstpolizeibehörde in erster Reihe zuständig und cnd -
lich auch das Unterrichtsministerium betheiligt sei . Wenn er
also im gegenwärtigen Augenblick wohl davon absche, diese
seine persönliche Ansicht zu äußern , so könne er doch nicht
unterlassen , zu bemerken, daß auch auf ihn einzelne Aus¬
führungen in der beregten Versammlung einen Peinlichen Ein¬
druck gemacht hätten , insbesondere soweit ein Mangel an
dankbarer Gesinnung gegenüber der Technischen Hochschule , als
der seitherigen Bildungsstätte , zu Tage getreten sei . « — Und
in der Sitzung des Großen Rathes des Polytechnikums
vom 21 . November 1894 , worin sämmtliche Professoren der
Hochschule vertreten sind und auch die Vertreter des Forst¬
faches anwesend waren , wurde in der gleichen Angelegenheit
laut Protokoll der folgende Beschluß gefaßt : » Es wird be¬
schlossen , dem Herrn Geh . Hofrath Engler für das warme
Interesse , mit welchem er unsere Hochschule in der Ersten
Kammer , besonders den forstlichen Unterricht vertheidigt hat ,
zu danken . Der Große Rath drückt ihm sein Vertrauen aus ,
billigt den von ihm eingenommenen Standpunkt und bittet

ihn , auch fernerhin in demselben Sinne das Interesse unserer
Hochschule zu vertreten . « Redner bescheidet sich bei diesen
beiden Urtheilen über die Berechtigung des beiderseitigen Vor¬

gehens und betrachtet die Angelegenheit damit in diesem Hohen
Hause für erledigt .

HZ 16 — 30 , sachlicher Aufwand .
Seine Großherzoglichc Hoheit PrillZ Karl Voll Baden

Es seien vor Jahren unter großem Kostenaufwand Ent Waffe
rungsanlagen auf einzelnen Hochmooren des Schwarzwaldes
hergestcllt worden , welche aber nach dem Urthcil Sachverstän¬
diger den gehofften Erfolg nicht brachten , insofern als der
Boden dieser Moore sich nicht wesentlich besserte, so daß auch
jetzt eine werthwollere Holzart als die Legföhre dort nicht fort¬
zubringen sei . Auch sei anzunehmen , daß durch diese Ent



« LsserungSaulagen den Hochmooren der Charakter von natür¬

lichen Wasserreservoirs genommen worden sei , indem jetzt alles

Wasser in den Kanälen rasch in die Bäche abgeführt werde ,
statt wie früher durch langsames Versickern den Quellen , aus
denen dieTrinkwaflerleitungen gespeist werden , ein gutgcreinigtes
Wasser zuzuführen . Der Durchlauchtigste Redner möchte da¬

her an die Großh . Regierung die Frage stellen , ob mit dem
Bau solcher Anlagen jetzt noch fortgefahren werde , und zugleich
wünschen , daß dieser Angelegenheit besondere Aufmerksamkeit
geschenkt werden möge .

Vor längeren Jahren seien ferner in vielen Theilen des
Landes , sowohl in Staats - wie in Gemeinde - und Privat -

waldungrn sog. Schälwaldungen eingerichtet worden , die einen

Erfolg natürlich nur auf eine weit hinausgehende Zeit in

Aussicht stellen . Seit einigen Jahren sei nun infolge der

Einfuhr des Quebrachoholzes aus Argentinien die Absatzfähig¬
keit dieser aus den Schälwaldungen gewonnenen Rinden fast
völlig geschwunden . Der Durchlauchtigste Redner frägl deß-

halb an . ob eine Aussicht auf irgend welche Abhilfe erhofft
werden könne und ob nicht zu Gunsten der vielen Waldbesitzer
gegenüber der ausländischen Koukurrenz an die Einführung
eines Zolles gedacht werden sollte .

Staatsrath vr . BllchtNberger bedauert bezüglich der ersten
Frage des Durchlauchtigsten Herrn Vorredners keine ganz be¬
stimmte Auskunft darüber geben zu können , auf welchen ein¬
zelnen Hochmooren , in welchen Zeiträumen und mit welchem
Erfolg Entwässerungen angelegt worden seien . Richtig
sei , daß die Versuche , ws sie angestellt werden , im großen
und ganzen nicht als gelungen bezeichnet werden könnten ;
es besteht deßhalb , soviel Redner bekannt ist , nicht die Ab¬
sicht, mit solchen Versuchen weiterzufahren .

Die zweite Frage , die Einfuhr von Quebrachoholz betreffend ,
sei seit Jahr und Tag im Reichstag und in der Presse viel¬
fach erörtert worden . Die staatliche Forstverwaltung sei an
dieser Frage nicht stark bethciligt , da die staatliche Eichen¬
schälwaldungen nur gering seien , so daß der Rückgang der
Rindenpreise für das Gesammtergebniß der Einnahmen nicht
weiter ins Gewicht falle . Dagegen haben viele Gemeinden
und Privatwaldbcsttzer , und zwar theilweise auf Ermunterung
seitens der Regierung umfangreiche Schälwaldungen angelegt .
Die Großh . Regierung habe sich zufolge des bekannten Reichs -
tagsbcschlusses mit der Frage näher befaßt und Aeußerungen
aus fachmännischen und betheiligtcn Kreisen erhoben . Es
habe sich dabei ergeben , daß auch hier sich schroff kollidirende
Interessen gegenüberstehen ; daß durch die Einführung eines
Zolles auf Quebrachoholz die badische Exportlederindustrie sich für
schwer geschädigt ansieht , während anderseits die Eichenschäl -
wald -Jntercffenten bei Fortdauer des jetzigen Zustandes der
zollfreien Einfuhr von Quebrachoholz eine starke Minderung
der Waldrente besorgen ; in letzterer Hinsicht werde übrigens
darauf aufmerksam gemacht , daß eine verminderte Einfuhr
von Quebrachoholz lediglich eine verstärkte Zufuhr von
Schälrindc aus Oesterreich zur Folge haben , der Wettbe¬
werb also nur auf ein anderes Einfuhrgebiet verlegt werde .
Zu einem abschließenden Ergebniß in der Sache sei die
Großh . Regierung noch nicht gelangt , er könne also heute
noch nicht sagen , welche Stellung die Regierung zu der Frage
im Bundesrath einnehmen werde .

Fabrikant Krafft ist der Ansicht , daß der raschere Abfluß
der Wasser auf dem Gebirge neben der Einrichtung der Ent¬
wässerungen der Hochmoore auch in der Anlage der vielen
Waldwege seinen Grund habe, welche ja den Werth des Waldes
erhöhen , andererseits aber auch bewirken, daß die Schwarz -
waldgebirgswasser , an deren unteren Theilen bekanntlich viele
Werke liegen , in den letzten Jahren , namentlich im Sommer
viel geringere und weniger konstante Wassermengen führen als
früher . Die Regierung werde deßhalb zu prüfen haben , ob
diesem Uebelstand nicht — etwa durch Anlegung von Thal¬
sperren — abgeholfen werden kann .

Die Eichcnschälwaldbesitzer haben allerdings ein Interesse
an der Einschränkung der Einfuhr von Quebrachoholz ; ihren
Interessen stehen aber die viel bedeutenderen der Gerbereien
gegenüber , welche erst, seitdem sie dieses Holz verwenden , auf
dem Weltmartt eine Rolle spielen .

Geh . Hofrath Or . Meyer : Im außerordentlichen Etat
dieses Titels sei eine Nachtragsforderung für den Umbau des
Karlsruher Theaters eingesetzt worden , welche der Zweiten
Kammer Anlaß zu juristischen Erörterungen gegeben habe .
Wenn er auch im Resultat mit der Zweiten Kammer über¬
einstimme , so führen ihn doch andere juristische Erwägungen
dazu . Wer Eigenthümer des Domänengrundstocks sei , komme
hier nicht in Betracht , diese Frage sei durch Z 59 der Ver¬
fassung zweifellos geregelt . Bei der Frage , wem die Unter¬
haltung und wem die Hauptausbesserungen des Theaters ob¬
liegen , dürfe man weniger vom civilistischen, als vielmehr vom
staatsrechtlichen und öffentlich -rechtlichen Standpunkt ausgehen .
Redner kann die Ansicht nicht theilen , daß die Civilliste als
Nutznießer des Theaters aufgefaßt wird ; dieses bringe doch
keiuc Früchte , sondern sei eine Last der Civilliste . Im Ge¬
setz über die Civilliste vom 3 . März 1854 sei auch nur von
einer Benutzung gesprochen ; das Großherzogliche Haus be¬
nutze nun das Theater doch nur in sehr geringem Umfang ,
Aufwendungen für dasselbe werden in erster Linie im Interesse
des Publikums gemacht . Das Hoftheater diene der Förderung
der dramatischen Kunst , ein Geschäftsinteresse wie bei Privat¬
theatern komme gar nicht in Betracht , es sei deßhalb wohl
berechtigt , dasselbe aus öffentlichen Mitteln zu unterstützen ;
wie dies in anderen Staate » — namentlich in republikanischen
— in reichem Maße geschehe . Aus den Bestimmungen des
Civillistegesetzcs könne, wie gesagt, kaum eine rechtliche Ver¬
pflichtung der Civilliste zur Unterhaltung des Thearers im
weiteren Sinne gefolgert werden , jedenfalls nicht zur Tragung
von Kosten für einen Umbau wie der jetzige, dessen Nothwen -
digkeit aus Gründen des öffentlichen Interesses anerkannt fei.

Ferner möchte Redner der Regierung für die Einsetzung der
Summe von 200 000 M . für die Restaurirung des Friedrichs¬
baues des Heidelberger Schlosses danken . Es sei eine Ehren¬
pflicht des Landes , diesen Bau zu erhalten , und das ganze ge¬
bildete Deutschland werde das Vorgehen der Regierung auf
das Dankbarste begrüße » . Die Restaurirung des Friedrichs¬
baues lasse sich am besten von allen bewerkstelligen, sie sei
e «P « rSrifS * w°il dadurch Raum für öffentliche Samm¬

lungen gewonnen werde , die jetzt nicht mehr ^ gut untergebracht
werden können .

Staatsrath vr . Bllchenbergtt dankt dem Herrn Vorredner
für die sympathische Beurtheilung der Anforderung für den
Friedrichsbau ; es gereiche zu besonderer Beruhigung und Be¬
friedigung , daß dieses Urthcil aus den Kreisen der nächsten
Beteiligten selber komme. Die Regierung habe gelaubt , mit
diesem Vorgehen eine Pflicht gegenüber dem Land zu erfüllen .
Redner betont aber , daß aus der Anforderung auf die grund¬
sätzliche Stellung der Regierung zur Frage der Restaurirung
anderer Schloßtheile nichts gefolgert werden dürfe ; es sei
also zur Zeit noch unentschieden , ob man sich auf dieKonscr -
virung der andern Schloßtheile , die dann als Ruinen fortbe -
stehen würden , zu beschränken habe oder aber ob andere Schloß¬
theile umfassenderen Restaurirungsarbeiten ebenfalls unterworfen
werden sollen . Jedenfalls werde die Regierung , ehe sie mit
weiteren Vorschlägen an den Landtag herantrete , eingehendst
prüfen , ob der billigere Weg der Erhaltung als Ruine oder
der kostspieligere, aber auch schwierigere Weg der Restaurirung
im einzelnen Fall einzuschlagen sei .

Gelange man zu umfassenderen Nestaurirungsplänen , so
werde sich die Finanzirung nicht gerade leicht erweisen , da
dann ein Aufwand von vielen Millionen in Frage stehe ; aller¬
dings vertheile sich derselbe auf einen sehr langen Zeitraum
von vielleicht 25 Jahren . Immerhin sei die Frage berechtigt ,
ob unser Land reich genug ist, aus eigener Kraft die Re¬
staurirungsarbeiten zu tragen , und die Budgetkommission der
Zweiten Kammer habe deßhalb die Frage angeregt , ob nicht
bezüglich eines Theils des Aufwandes der Weg der Veranstal¬
tung einer Geldlotterie zu betreten sei . Die Großh . Re¬
gierung verhalte sich dieser Anregung gegenüber nicht grundsätz¬
lich ablehnend , dach sei das ein cura posterior und für jetzt
könne die Uebernahme des Aufwandes für den Friedrichsbau
auf den Domänengrundstock jedenfalls mit gutem Gewissen ver¬
treten werden .

Titel VII Zollverwaltung , außerordentlicher Etat , Z 1 .
Geh . Kommerzienrath Dissen « dankt der Regierung für

die Mittel zur Anschaffung eines Dampfboots für die Hafen¬
verwaltung in Mannheim und möchte daran allgemein seinen
Dank anknüpfen für die vielen Bewilligungen an die Stadt
Mannheim . Nicht unterlassen wolle er , die Großh . Regie¬
rung zu bitten , die Frage in wohlwollende Erwägung ziehen
zu wollen , ob cs sich nicht empfehle , die Konstruktion des zu
beschaffenden Dampfbootes so zu wählen , daß dasselbe auch
zum Schleppdienst , natürlich nur im Hafen und nicht im
offenen Rhein verwendet werden könnte , wodurch eine bessere
Verwendbarkeit desselben erreicht würde . Der wohl nicht sehr
erhebliche Unterschied in Ankaufspreis dürfte dabei wohl kaum
allzu schwer iu 's Gewicht fallen .

Staatsrath Or . Buchenberger : Infolge der Anregung im
Druckbericht sei die von dem Herrn Vorredner besprochene
Frage schon in der Zolldirektion erörtert worden und es be¬
stehen grundsätzliche Bedenken gegen den vorgetragcnen Wunsch
nicht . Es sei aber zweifelhaft , ob cs aus technischen Gründen
möglich sei , ihn zu erfüllen . Das Boot solle leicht beweglich sei» ;
wenn es zu Schleppdiensten eingerichtet werde , müsse es schwerer
gebaut sein, so daß dadurch sein erster Zweck vielleicht beein¬
trächtigt werde . Sollte aber die Bereinigung beider Zwecke
möglich sein , so werde die Regierung der Frage gerne näher
treten . Uebrigens bestehe die Absicht , im Mannheimer Hafen
den Schleppzwang wieder einzuführen und hier die Privatunter¬
nehmung eintreten zu lassen . Die Nothwendigkeit der Inan¬
spruchnahme des amtlichen Bootes werde also nur ausnahms¬
weise nöthig fallen .

Geh . Kommerzienrath Dissen « ist für die Erklärung des
Herrn Staatsraths dankbar , glaubt jedoch nach den ihm zu¬
gekommenen Aeußerungen von Sachverständigen nicht , daß die
Beweglichkeit des Dampfers durch die Einrichtung zu kleinen
Schleppdiensten eine Einbuße erleide . Gegen die Einführung
desSchleppzwangs werden sich inMannheim viele;Stimmcnerheben .

Im außerordentlichen Etat des Titels VII sei in § 3 für
Einführung der elektrischen Beleuchtung des Hafens in Kon¬
stanz nachträglich die Summe von 15 900 M . angefordert .
Die Kommission beziehe sich auf die der Vorlage beigegebene
Begründung und beantrage die Genehmigung der Anforderung
übereinstimmend mit dem Beschlüsse der Zweiten Kammer .

Die übrigen Titel der Ausgabe und Einnahme des Bud¬
gets des Großh . Finanzministeriums , sowie jener der Amorti¬
sationskasse gaben dem Hohen Hause zu einer Diskussion keinen
Anlaß .

Der Antrag der Budgetkommisston :
das Hohe Haus wolle diesen Budgets übereinstimmend

mit den Beschlüssen der Zweiten Kammer die Genehmi¬
gung ertheilen ,

wird einstimmig angenommen .
Hierauf berichtete Geh . Hofrath vr . Meyer über das

Spczialbudget der Badanstaltenvcrwaltuug für 1896/97 und
bezieht sich auf den gedruckten Kommissionsbericht .

Der Antrag der Kommission :
die Ausgaben und Einnahmen im Budget der Bad¬

anstalten nach den Beschlüssen der Hohen Zweiten Kam¬
mer zu bewilligen ,

wird einstimmig angenommen .
Ebenso nimmt der gleiche Berichterstatter zum Nachtrag

des Budgets des Großh . Ministeriums des Innern für
1896/97 Titel IX , XII und XVII der Ausgabe und Titel
II und VIII der Einnahme Bezug auf die Regierungsvor¬
lage und den Druckbericht und beantragt :

die Einnahmen und Ausgaben der beiden Nachtrags¬
etats zum Ministerium des Innern gleichfalls unverändert
zu bewilligen .

Dieser Antrag wird einstimmig angenommen .
Frhr . v . Göler erstattet sodann Bericht über das Spezial¬

budget der Eisenbahnschuldentilgungskasse für 1896/97 und
hat hier nichts mehr zu bemerken, nachdem in der gestrigen
Sitzung des Hohen Hauses auf den günstigen Stand dieser
Kasse hingcwiesen wurde .

Der Antrag der Kommission :
Hohe Erste Kammer wolle den Voranschlag der Eisen -

bahnschuldcntilgungskasse in der von der Zweiten Kammer
gut geheißenen Gestalt genehmigen ,

wird einstimmig angenommen .

Frhr . y . Röder berichtet sodann mündlich über den Nach¬
trag zum Budget des Großh . Saatsminisieriums Titel III
der Ausgaben und Titel I der Einnahmen . Das Hohe HauK
habe in seiner Sitzung vom 8 . Februar d . I . di- Berathung
über diese beiden Titel ausgesetzt . Es handelte sich um die
Frage , in welcher Höhe die Matrikularbeiträge Badens und
die Ueberwcisungen an dieses von Seiten des Reichs in daS
Budget eingestellt werden sollte« . Diese Beträge sind nun¬
mehr berechnet und festgestellt . Es ergebe sich darnach ein
reiner Matrikularbeitrag Badens an das Reich für 1896 von
142 219 M . , für 1897 von 181 660 M .

Es werde deßhalb die Erhebung eines Zuschlags auf die
Einkommenssteuer , die nur für den Fall vorgesehen war , daß
die reinen Matrikularbeiträge den Minimalsatz von 200000
Mark übersteigen , nicht nöthig fallen , und die Kommission stelle
den Antrag :

das Hohe Haus wolle in Uebcreinstimmung mit den
Beschlüssen des anderen Hohen Hauses die Einstellung
der vom Großh . Ministerium der Finanzen berechneten
Sätze für die Matrikularbeiträge Badens an das Reich

mit 14 229 021 M . für 1896 und
mit 14 272 040 M . für 1897

in Ausgabe ,
sowie die Ueberweisungen des Reichs an Baden

mit 12 984 552 M . für 1896 und
mit 12 988 830 M . für 1897

in Einnahme genehmigen und in abgekürzter Form hierüber
berathen .

Gegen letzteren Antrag wird nichts cingcwendet uud der
Kommissionsantrag einstimmig angenommen .

Geh . Rath Ivos berichtet hierauf über den Nachtrag zum
Budget des Justizministeriums für 1896/97 , Titel IX der
Ausgabe .

Der Antrag der Kommission :
» die Hohe Erste Kammer wolle die für das Spezial¬

budget des Ministeriums der Justiz , des Kultus und
Unterrichts , Ausgabe -Titel IX , Unterrichtsweseu , L . Außer¬
ordentlicher Etat , Z 25 u ., nachträglich eingebrachtc An¬
forderung von 88 250 M . gleichfalls genehmigen «- ,

wird einstimmig angenommen .
Zum Schluß erstattet Frhr . V Göler mündlich Bericht

über den Gesetzentwurf , die Feststellung des Staatshaushalts¬
etats für 1896/97 .

Der zu Beginn des Landrags vorgelegte Gesetzentwurf über
die Feststellung des Staatshaushaltsetats für die Jahre 1896
und 1897 habe infolge der Kammerbeschlüssc manche Aenderungen
erfahren . welche in der neuen berichtigten Vorlage Berück¬
sichtigung gefunden haben .

Nach Artikel 1 desselben sei es nicht vollständig gelungen ,
den angestrebten Gleichgewichtszustand im ordentlichen Etat
zu erreichen , indem seine Ausgaben die Einnahmen um
434 238 M . übersteigen . Immerhin dürfe eine nicht un¬
beträchtliche Besserung gegenüber der vergangenen Budgetperiode
hervorgehoben werden , in deren Finanzgesetz die Mehrausgaben
auf 3 ' /z Million veranschlagt waren . Diese Besserung wurde
bekanntlich zum Theil dadurch erzielt , daß die Einnahme - und
Ausgabepostcn genauer berechnet und dadurch der Wirklichkeit
sich mehr nähernd eingesetzt wurden ; sodann dadurch , daß die
Erträge der Domänenverwaltung in der Einnahme aus Holz
um jährlich 702 000 M . erhöht und die Ausgabe durch
Uebertragung der Hälfte der Herstellungskosten an Holzabfuhr¬
wegen auf den Grundstock um 150 000 M . ermäßigt worden
sind , und endlich die Dotation der Eisenbahnschuldentilgungs -
kassc um jährlich 750 000 M . verkürzt wurde .

Der außerordentliche Etat weise einen Fehlbetrag von
5 908 323 M . auf und habe sich somit gegen die Jahre 1894
und 1895 um 962 177 M . gebessert.

Der Fehlbetrag für den ordentlichen und den außerordent¬
lichen Etat berechne sich hiernach auf 6 342 561 M .

Die Mittel zur Deckung dieses Fehlbetrags seien in erster
Reihe im Betriebsfond der allgemeinen Staatsverwaltung zu
suchen, und zwar in seinem Bestände vom letzten Dezember 1895 ,
nachdem aus ihm zuvor die Beträge für den umlaufenden
Betriebsfond der neuen Budgetperiodc , die Restbeträge von
den außerordentlichen Krediten früherer Etatperioden und ein
etwaiger Mehrbetrag der Ausgaben für 1895 entnommen sein
werden . Soweit alsdann der Restbetrag des Betriebsfonds
zur Deckung des Fehlbetrags nicht ausreichen sollte , habe die
Begleichung durch einen Zuschuß aus der Amortisationskasse
zu erfolgen .

Als sehr befriedigend dürfe hervorgehoben werden , daß aus
dem Artikel 7 in seiner ursprünglichen Fassung die ersten
drei Absätze von der Großh . Regierung zurückgezogen werden
konnten , indem der Rechnungsabschluß mit dem Reich den in 's
Auge gefaßten Zuschlag zur Einkommensteuer zur Deckung des
reinen Matrikularbeitrags als nicht erforderlich erscheinen ließ .
So freudig dies auch begrüßt werden müsse , so könne darin
aber keine Lösung der großen Frage des finanziellen Ver¬
hältnisses der Einzelstaaten zum Reiche erkannt werden . Nicht
von einem Rechnungsabschluß des Reiches dürfe es abhängcn ,
ob der Staatshaushalt der Einzelstaatcn durch die Auflage
von Matrikularbeiträge « gestört werde oder nicht . Die Budget¬
kommission sei vielmehr nach wie vor der Ansicht , daß die
Forderung einer gesetzlichen Ordnung der Reichsfinanzen auf¬
recht zu erhalten sei , wodurch einerseits das Reich finanziell
unabhängig von den Einzelstaaten zu stellen , andererseits aber
auch diese vor Ueberraschungen zu schützen wären , die ohne eine
solche Ordnung den geordneten Gang ihrer Finanzen immer
wieder zu verwirren drohen .

Schließlich stelle die Budgetkommission den Antrag :
Hohe Erste Kammer wolle dem vorliegenden Gesetz¬

entwurf ihre Genehmigung ertheilen und darüber in ab¬
gekürzter Form berathen .

Letzteres geschieht ; das Gesetz wird in namentlicher Ab¬
stimmung einstimmig angenommen .

Auf Vorschlag des Geh . Hofraths Or . Mtyer wird die
nächste Sitzung auf Donnerstag den 21 . Mai , Nachmittags
3 Uhr , anberaumt .

Der Durchlauchtigste Präsident schließt hierauf die Sitzung
um 1/z l Uhr .

Verantwortlicher Redakteur : Julius Katz in Karlsruhe .
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